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deihm lassen. — Der Brief ist besiegelt mit der Gesandten „anerborencin Secret-Jnsicgcl". So gesch^

Samstag den 13. Juni 1733. — Die fürstlichen Deputierten suchen inständig um Auslieferung der vo»

Stadt Wyl in diesem Proccß verfaßten Schriften und Klaglibclle an. Die Gesandten aber finden die

fcrung nicht wohl thunlich, injungicren denen von Wyl, dieselben zu „subprimicren," um sich nicht neuerM'

der fürstlichen Ungnade auszusetzen. Ferner werden in Beziehung auf daö Quantum, welches die ^

Wyl wegen ihrer CommissariatSangclegenheit zu beziehen haben soll (s. Hauptbeschwerde I. 8pec. 4.), die

gelegten Titel gutgeheißen und ihr die Formel einer Quittanz für diese 18,660 Gld. vorgeschrieben.

Instrument über die gcsammte Verhandlung soll durch den Hofcanzlcr von der Sitzung abgeholt, die Sache

instrukixlum auf künftiges Syndikat in den Abschied genommen werden. — Nachdem nun beiden Thcilctt dkl

gangene Spruch eröffnet worden, statten die fürstlichen Deputierten den Gesandten den verbindlichsten

ab, nach einiger Bedenkzeit auch die von Wyl mit der Erklärung, daß sie, obwohl die Urthcilc, namentlich ^

das Commiffariat betreffende, ihnen sehr beschwerlich fallen, zu nntcrthänigem Danke dieselben annehmen n"'

mit beigefügter Bitte, ihnen daö versprochene Fürwort an den Fürsten wegen der Kosten angehcihen

lassen. Ihrerseits versprechen sie, alle untcrthänige Nespcctscrwcisung Jhro fürstlichen Gnaden und dem ^

Hause zu erzeigen. Absch. 352. ^
Art. 32. 1733. Da sich wegen Expedition des Instrumentes, welches durch die RorschacherconfcrenZ

schloffen worden, Schwierigkeiten erheben, so macht Luccrn den Anzug, daß in Zukunft bei dergleichen Consta"'

ein Schreiber solle gebraucht werden, der den Orlen mit Eiden verbunden sei. Zürich hofft, daß man '

Alten bleiben und, wie bisher, einen Sccrctarius von Zürich gebrauchen werde. Schwvz schließt sich

an, ist aber instruiert, Zürichs Gegengründc zu vernehmen. Glarus ist ohne Instruction. Absch. 353, §

Rupperschwyl und dessen Histe,
nebst dem Dorfe Hürden.

Napperschwyl und dessen Höfe.
sZmich und Bern: Art. 2, 4—10, 24.s , ^

Art. 1. 1712. Es wird verabredet, daß innerhalb vierzehn Tagen Napperschwyl in Weise und Form, u'N ^

Obrigkeiten selber sich verglichen, in Huldigung genommen werden solle. Absch. 3, 8 9. ß 2. 1712- 6'^
und Bern beschließen, den bcsondern Eid der Stadt Napperschwyl Glarus mitzuthciicn, um dessen

darüber zu vernehmen. Absch. 16, 8 13. jj 3. 1713. Die von Napperschwyl hatten bei der Huldigung ^

leithcr gegen die Schirmorte den Titel „gnädige Herren" weggelassen. Es wird daher beschlossen, dieselbe

ihre schuldigen Pflichten zu erinnern. Glarus wird ersticht, ein Memorial, aus welchem die Schirmorte 3 ^
niß der Freiheiten und „brieflichen Gcwahrsamen" Rappcrschwyls schöpfen können, abzufassen.

8 16. 3. 1713. Bern beschwert sich, daß die von Napperschwyl den Titel „gnädig" weggelassen

und jetzt noch weglassen. Man kommt übereil^ vorerst das von GlaruS versprochene Memorial zu g

Absch. 18, 8 26. jj 5. 1711. Zürich hatte den Schirmbrief der Stadt Napperschwyl Bern zur ^^-..gst

übergebeni dort lag er noch unbesiegclt. Zürich wünscht sofortige Ucbergabe desselben. Berns

gibt als Grund der Verzögerung an, daß die von Napperschwyl „die löblichen Schirmorte gnädig, über
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Dative unsere Gnädigen Herren betittcln", und daß Bern gut befunden, eine Clause! einzuschalten, betreffend den
^zug derer von Rapperschwyl gegenüber den beiden löbl. Ständen „in erheischenden Nothfällen". Auf Zürichs Ein-
^"dung, paß die Capitulatiou diese Clause! schon aufhebe, nimmt Bcrnö Gesandtschaft die Sache .ick rvtvron-

^ ^2^ II 6. z7tl t Zürich wünscht, daß der Repräsentant zu Rapperschwylzurückberufen
^rde. Die bcriierische Gesandtschaft,nicht instruiert, nimmt den Antrag -eck lolniondum. Absch. 55, 8 13. »

ES wird gut befunden, daß denen von Rapperschwyl der Schirmbricf übergeben werde. Unter
^lificationsvorbchaltwird zugleich festgesetzt, daß dieselben auf einer Copie dieses Briefes den Empfang des
^strumentcö und „die Gcständnuß" des Inhalts zu bcschcincn haben. Wird in Zukunft daselbst die Hul-

eingenommen, so sollen die Gesandten jcwcilcn von der Stadt eine authentische Bescheinigungdes Hul-
^UNgsactcs begehren. Absch. 57, 8 9. Der Schirmbrief lautet also:

Wir Bürgermeister, Schultheiß.Rath und Bürger der Städte und Stände Zürich und Bern, thun kund
und zu wissen allen, so diesen Brief sehen oder hören lesen, und bekennen öffentlich hicmit. nachdem wir bei
Anlaß der toggcnbu'rgischenUnruhen, mit unseren Eidgenossen der V katholischen Orten Lucern. Uri. Schwyz.
Unterwaldcn ob- und' nid dem Kcrnwald und Zug. die sich dem Hr. Prälaten zu St. Gallen anhängig gemacht,
leider! in Krieg gcrathcn. und dadurch bemüßigt worden. Uns der Stadt Rapperschwyl zu bemächtigen und
selbige unter Unsere Gewalt zu bringen, maßen Wir von Zürich mit Unscrm Kriegsvolk für gesagte Stadt
Rapperschwylgezogen, vor selbiger Posto gcfasset. alles zu einem ernsthaften Angriff fertig gemacht, und darauf
d" Stadt aufgefordert, worüber Schultheiß. Klein und Große Räthc sammt der Bürgerschaft durch einige zu
Unfern Kricgöräthenin derselben Feldlager Abgeordnete, zu Vorkommung ihres Verderbens und Unterganges,
wit selbigen sich in eine Kapitulationeingelassen, bei deren Einhalt Wir durchaus verbleiben.

Als nun darauf bei durch Gottes allcrheiligstcr Leitung, vollendetem und allerseits ratificicrtem Friedens-
U'"k mit Unscrm G. L. A. Eidgenossen der V katholischen Orte. Uns denen Eingangs benanntenbeiden Stän¬
de Zürich und Bern? die Stadt. Schloß und Hof Rapperschwyl, mit allen denen Rechten, so die Vorig-Löbl.
Schirmorte an selbigen laut Briefen ein ^<>. 1464 gehabt (jedoch mit Vorbehalt deren Rechten, welche Unfern

L- A. E. Löbl. Standes GlaruS daran zugestanden und verbleiben) überlassen worden, haben Wir nicht allein
°bbcmcrkte Kapitulation insgemein frischcrdingcn gut geheißen und ratificicrt. sondern auch den darin ange¬
bogenen Schirmbricf von 1464 vor UnS und unsere Nachkommende, auch alle die Unsrigc in k.äftigstcc
F°"n bestätigt, und zufolg dieselbe» Uns, wie vorhin die III Orte Uri, Schwyz und Unterwaldcn. crklährct.
die von Rapperschwyl alles seines Einhalts, nun und zu künftigen Zeiten, ohne einige Einrede, frei und lcdig-
Uch - genießen zu lassen, worauf dann Schultheiß.Klein und Große Räthc und alle Bürger zu Rapperschwyl.
s-«"mt allen denen, so in dem Hof und sonsten zu ihnen gehören, vor sich und alle ihre Erben und ewige Nach¬
kommende.zu Uns denen vorgesagten beiden Ständen Zürich und Bern und Unser» ewigen Nachkommenden
Midlich und gelehrte Eide zu Gott geschworen, ihre Stadt und die Burg zu Rapperschwyl zu allen unser»
Dothen und Sachen, Uns offen und gewärtig sein zu lassen, so oft und dick, daß Uns nothdürftigund zu
Schulden kommen wird. Unseren Nutzen und Ehre zu fördern, den Schaden zu wahren und zu wenden. Uns
Wolfen, und mit aller Gerechtigkeit gehorsam und gewärtig zu sein, wie selbige die vorige Schirmort an ihnen,
^er Stadt und Burg und denen ihrigen kraft Brief cko 1464 gehabt haben, ohn alle Gefahr; dieselbe
"°n Rapperschwyl alle ihre Nachkommendesollen sich auch hinfüro weder mit Gelübden, Eiden, noch Briefen

niemand nicht verbinden, noch thun. dann mit gutem Wissen, Gunst und Willen Unser der beiden Stände
und Unserer Nacbkommcndein keine Weis noch Wege. Es ist auch hicrinnen eigentlich beredt, daß niemand
"°n jedem Thcil den andern soll verhaften oder verbieten, als nur den rechten Gülten oder Bürgen, der ihnen
"Mb sein Ansprach gelobet und verheißen hat, und soll auch jedermann von dem andern Recht nehmen an

Enden und Orten, wo der Ansprächig gesessen ist oder dahin er gehöret, daselbst man dann dem Klager
"hnverzogcnlichrichten, und das Recht gestatten solle ohne alle Gefahr — Und ob es sich in künftigen Zeiten
5üg-te. daß Wir die beiden Stände, in Mißhcttigkeit kommen sollten, das Gott ewiglich abwende!derselben

164"
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Mißhclligkeit sollen sich die von Rapperschwyl nichts annehmen, noch darinnen einem Theil wider den andern ^

Holsen sein, in keine Weis' noch Weg; wäre auch, daß die obgenannte von Rapperschwyl einest zu Stößen

Mißhellung kämen mit Uns, denen obgenanntcn Ständen, gemcinlich oder einem absonderlich, oder wir mit

das auch Gott lang wende! darum sollen Wir sämmtlichen, oder die, so den Stoß mit ihnen haben, .

mit Uns, zu Tagen kommen, inner den nächsten 14 Tagen, so das erfordert wird, in Unserer Stadt ^ ^
im Ergöw, und soll jcdere Partei zwcen ehrbare Männer darzu setzen und dieselben sich mit ihren Eiden

verbinden, die Sach in der Minne oder zu dem Rechten, wenn die Minne nicht Platz finden möchte, "

zusprechen ohn alle Gefahr; wäre aber, daß sich die Vier gleich thcileten und nicht Eines wurden, ^

sollen sie bei denensclben ihren Eiden einen gemeinen Mann, der sie in denen Sachen schiedlich insgcmci»^
dünkt aus Unseren Städten oder der Stadt Rapperschwyl ohnverzogcnlich zu ihnen erkiesen und nehmen, " ,

welchen sie von obgenanntcn Orten also erwählen, dersclb solle von seinen Herren und Obern alsobald

wiesen werden, sich der Sachen mit seinem Eide zu verbinden und dieselbe förderlich auszusprechen,

geschrieben steht ohn alle Gefahr, Und hierauf so haben Wir, die beiden Stände Zürich und Bern, denen "

nannten von Rapperschwyl alle ihre Stadt-Recht, Freiheiten, Ehchaften und gute Gewohnheiten, was und ^

sie die von Alter und bisher gebraucht haben bis auf den Tag, als sie zu Uns gekommen sind, heiter vor- ^

ausgelassen, darbet zu bleiben jetzt und zu künftigen Zeiten, doch Uns, allen den Unsrigen und Unseren ^
kommenden, an allen Unseren Gerichten, Rechten, Freiheiten, Ehchaften und guten Gewohnheiten, jetzt »^

künftigen Zeiten, ohn allen Unfern Schaden', alles mit guten Treuen und ohn alle Gefahr. Die ol»bcna

von Rapperschwyl sollen auch alle besonder, was Mannen oder Knaben, die ob l4 Jahren alt oder älter

je zu fünf Jahren, oder wann sie deß von Uns gemein oder sonderlich erfordert werden, die vorgeschriebe» ^

erneuern, und alles das, so dieser Brief ausweist und vermag. Uns geloben und schwören, wahr und >

halten, getreulich und ohn alle Gefahr. Dessen zu wahrem, vcstcn Urkund haben wir Eingangs besagte ^ ^

meister, Schultheiß, Räth und Bürger der Städte und Stände Zürich und Bern Unsere Stands Ein!

öffentlich henken lassen an dieseren Brief, der gegeben ist den 13ten ^ugusti a". 1712.

Art. 8. 171». Unter Ratificationsvorbchalt wird gut befunden, daß die Schilde ob den Stadls

fortan also gesetzt werden sollen:

Der Zürchcrschild soll die Inschrift trage»!

Rumino pi'vzüli»

^iniois lulmilius

Ulorol liboila«.

Absch. 57, 8 l(1. 9. 1713. Es wird von Bern und Zürich beschlossen, den Commandantcn von

schwyl zurückzuberufen. Absch. 57, 8 11. h 19. 171«. Was bei Anlaß des den Gesandten von

Seite Rapperschwyls zugestellten Revcrs-Schirmbriefes der Sicherheit derer von Rapperschwyl halber dü ^

sandten von Zürich eröffnet haben, sollen die Gesandten ihrem Orte hinterbringen. Absch. 78, 8 3- I!
1718. Zürich trägt auf Vornahme der Huldigung an, da seit der letzten bereits fünf Jahre verflösse»

Bern und Glarus nehmen den Antrag uck i-vloi-onckum. Ferner sind auch den Rapperschwylern die ^

nungen wegen der Picccttcn und Groschen zu notificieren. Absch. 125, 8 21. jj 12. 171«. Es wird

schlössen die Huldigung vorzunehmen. Absch. 138, 8 26. ^ 13. 171«. Die Klein- und Großräthc

der Bürgerschaft und den Hofleuten werden in die Huldigung genommen.^) Absch. 116, 8 1- ^
171«. Glarus wünscht, daß, obgleich es seine Rechte auch bei diesem Anlasse dem Stadtschrciber

über reserviert habe, und dieselben auch in dem von beiden andern Schirmortcn 1712 ertheilten und jetzt

-) Anm. Das dabei beobachtete Ceremonialc siehe in Bd. 8, S. 677. Dabei ist aber zu bemerken, daß die Gesandt»
Stände mit den Secretären auf der rechten, die Deputierten auf der linken Seite saßen.

das Reich

Zürich ^ und ^ Bern. Glarus.

Rapperschwyl.
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Plenen Schirmbriefc ihm vorbehalten seien, künftig die allseitigen Pflichten bei dergleichen Actus in ein Jn-
tUmcnt vereinigt, vorgelesen werden möchten, und daß dann die besondere Reservation seiner Rechte wegfalle.

Gesandten der beiden andern Stände sind ohne Instruction und nehmen den Antrag all reloi-enckiiw.

^lch. 146, 8 2. Ij 15. 172S. Es wird beschlossen, von der Stadt Rapperschwylund ihren ungehörigen Hof-"kn den 25. Juli den Eid der Treue nach dem den 18. September 1719 festgestellten Ccrcmoniale entgegen

Pehmen. Absch. 234, 8 24. s16.j 17. I7S7. Einnahme der Huldigung. Absch. 426, 8 1- ü 18.""f Abänderung des Huldigungscidcs an; der Antrag wird ml i-otvrvnckum genommen,

ein ^ ^ Wiederholung desselben Antrags. Man kann in eine Verhandlung nichtEidesformel nicht bei Händen ist. Absch. 457, 8 l8. j> 20. I7/tt>. Glaruö nimmt für

^ ob Basilius Rikcnmann,welcher wegen cincS nicht bedeutenden Verbrechenshart bestraft worden sei, den/"rs an die Schirmorte in Anspruch, da der Vertrag von 1532, die Abschiede von 1703, 1704 und 1708

^ daß der ganzen Stadt Schuß und Schirm erthcilt worden sei und die von Rapperschwyl einen Revers
^'vegen gegeben und 1708 solchen beschworen hätten. ES spricht die Hoffnung aus, daß Zürich und Bern
^ leinen 1712 ihm vorbchaltencnRechten nicht hindern werden. Glarus wirst bei diesem Anlaß die Frage

' "b fix Schirm auf eine andere Weise als die vorhergehenden Schirmorte verstehen, und ob sie die 1712
^ Kapitulation in solchem Falle erläutern wollen. Das Ansuchen wird in den Abschied genommen. Absch

,. '85- ^ 21. 17ältt. Rapperschwyl hat keine eigene Eidesformel, sondern eS wird deff Schirmbrief vcr-
und beschworen. Absch. 474, 8 6. 22. 17Äi>. GlaruS protestiert dagegen, daß Abgeordnete von

^"^wyl in obigen Händeln und wegen eines zwischen der Bürgerschaft, den Hofleutcn und der Obrigkeit
^ kröche,,cn Streites nach Baden berufen worden seien, und dringt darauf, daß die Sache in Rapperschwyl
H,. ^handelt werde im Hinblick auf die Schirmbriefc von 1464 und 1532, die bisherige Uebung und die

n»d 1763, 1704 und 1708. ES wünscht nochmals zu vernehmen, was für eine Auslegung Zürichs
^ Berns Gesandtschaft der Kapitulation von 1712 geben. Letztere halten sich zur Citation der Rappcrschwyler
der ^ instruiert, eine Erläuterung jener Kapitulation zu geben. Unterdessen erscheinen trotz

»Nd Glaruö vorbcschiedcn, vier Abgeordnete der Bürger von Rapperschwylmit acht Begehren
^iugepunctcn gegen die Obrigkeit; diese beantworten vor den Gesandten die Abgeordnetendes Magistrats

lossi begehren: 1) daß ihnen die Frciheitsbriefevorgewiesen werden, und daß'man sie Abschriften nehmen
^ ' Die Obrigkeit antwortet, daß sie jeden Burger die Briefe lesen lassen wolle. 2) Es fragen die Burger,
die ^ der große Rath von der Burgerschaft gesetzt werde. Der Magistrat entgegnet, daß daS

^"isbriese zeigen. 3) Das Begehren der Burger, daß sie bei ihren Rechten und Freiheiten geschirmt

dslick? "'bchten, beantwortet der Magistrat dadurch, daß ihn der jährlich zu schwörende Eid schon dazu ver-
d»rcl/- ^ ^ Anklage, daß wegen starker Verwandtschaftim großen Rathc Parteilichkeit herrsche, weist er
de», ^ verpflichtenden Wahlordnungen zurück. 5) Der Beschwerde, daß bald nach dem alten, bald nach
»»d """" Stadtrcchtc gerichtet »verde, soll dadurch abgeholfen werden, daß der Magistrat das alte revidieren

der zz"'"' Bürgerschaft zur Annahme oder Verwerfung vorzulegen verspricht. 6) Auf die Beschwerde, daß
Tebta >»chr Salz kaufen solle, Ivo er wolle, wird geantwortet, daß man denselben für seinen Haus-
^lte,,^ kaufen lassen, wo cS ihm beliebe; den übrigen Salzdebit wünscht der Magistrat aber so bc-

^Ichiv ^ " 'hn bis jetzt habe. 6) Den Bezug des Zolls von Seide, über welchen sich die Bürger
^"gen^"' Magistrat für keine Neuerung, sondern begrünvct in den Freihcitsbriefcn. 8) Dem Ver-" der Burger, daß über ergangene Urtheile den Betreffenden ein Receß zugestellt werde, will der Magistrat
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entsprechen. Die ganze Verhandlung wird von den Gesandtschaften aller Schirmortc »6 reteromluin ge»^

men. Die von Zürich und Bern ermahnen beide Theile, sich in Minne zu vertragen. Ein Anmahnu»^

» schreiben im Namen der Schirmortc wird entworfen und zur Ratification dem Abschiede beigelegt. Absch- ^'

8 18. 23. 17 II Obiges Anmahnnngsschrcibcn hatte seine Wirkung nicht verfehlt, es blieb nur noch ^

den bannisiertcn Jak. Basilius Rikenmann betreffende Angelegenheit übrig. Nun aber hatten sich die

von Rapperschwyl mit mchrern Beschwcrdepuncten wider ihre Obrigkeit im Laufe des Jahres an die Schir»^

gewandt. Im Namen Zürichs und Berns (Glanes will die Sache in Rapperschwyl selbst untersucht >v>w"

werden Abgeordnete deS Magistrats und der Hofleute nebst dem Rikenmann nach Baden beschieden. ^

Hoflcutc beschweren sich, daß sie vom Magistrate zuwider dem Hofrodcl und den alten Documcnten u»d ^

alten Uebung „empfindlich gehalten und beschwert werden", und ersuchen um eine Gesandtschaft nach Rapl'^

schwyl auf Kosten des Unrecht habenden Thcils, um ihre Beschwerde», 34 an der Zahl, an Ort und Sb

untersuchen zu lassen. Die Abgeordneten des Rathcs hingegen erklären, daß jene Bcschwerdepunctc diesig

seien, welche schon 1703 und 1704 vorgebracht, aber damals unrichtig und unbegründet erfunden worden

Das Angehörte wird in den Abschied genommen und den gn. Herren und Obern überlassen, eine Untersuch'"^

an Ort und Stelle anzuordnen und zugleich auch die Sache Rikcnmanns in die Untersuchung zu ziehen.

sieht eine solche Untersuchung in I»oa als den schirmherrlichen Rechten angemessen an und wahrt seine

Von allen Gesandtschaften wird beschlossen, ein Adhortatorium an den Magistrat und durch denselben a»ä)'

die Hofleute zu erlassen. Die Abgeordneten des Magistrats ersuchen um Beschleunigung der Untersuch^

wenn eine solche beliebt werden sollte. Absch. 483, 8 20. ß 24. I7ÄI. In Folge obiger Verhandlung ^

sprechen sich die Gesandtschaften Zürichs und Berns vertraulich, ob sie gemäß ihrer Instruction nichts'

weniger die wichtige Recursfragc, wie und für was für besondere Fälle ein Recurs an die Schirmorb ^

meinschaftlich anzunehmen und festzusetzen sei, vor gemeiner Sitzung in Anzug bringen und bcrathschlagcn

sollen. Man kommt überein, diese Frage einstweilen >» simponsu zu lassen, bis die gn. Herren und ^

vorerst den schwebenden Streit entschieden hätten. Absch. 483, 8 22. 25. 1742. Obige immer noch

dauernde Streitigkeiten werden auf einer zu Rapperschwyl von den drei Schirmorten gehaltenen Konferenz ^
Anhörung der klagenden und beklagten Partei folgendermaßen entschieden. 4. Beschwerden der

schaft gegen den Magistrat. 1) In Betreff der Schultheißenwahl bleibt es bei bisheriger Uebung,^
daß, wenn jährlich an dem bestimmten Tag der Schultheiß durch eine Rede resigniert und mit seinen

wandten aus der Kirche weggeht, durch freies Mehr entschieden werden soll, ob man ihn deS Amtes

oder ihn beibehalten wolle. Erst wenn er entlassen worden ist, soll zu einer neuen Wahl durch „Nainsungcn" g0äP

werden, zu welchen jeder Bürger berechtigt ist. Der alte Schultheiß kann dabei wieder „genamset" ^

2) Der Eid des Schultheißen, der Bürger, Hofleute und Hintersäßcn bleibt der alte nur mit einer Erläut"''^
betreffend die Rechte der Schirmortc. sDic Eidesformeln sind in oxtonsa dem Abschiede beigelegt.! ^

Rechner der Bußen und diejenigen, welche die Bußcnrcchnung abnehmen, behalten ihr bisheriges Einko""

A n m. In dem Eide des Schultheißen und in dem der Bürger und der Hoflcutc schworen die Betreffenden den drei ^ ^
orten, treu, gehorsam und gewärtig zu sein; ferner daß, wenn Einer etwas höre, das den drei Schirmorten

Stadt nachtheilig sei, er solches zu warneu und dem Rathe einzudringen habe. — Im Eide der Hosleute stand »o )
denn „Ihr sollt auch keine heimliche Rath, noch Versammlungen hinterrücks des Schultheißen und des Raths und o ?>

„Erlaubuiß haben, »och halten, denn der oder die solches übersehen würden, einer Stadt Rapperschwyl Leib und
fallen sein sollen."
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""d dürfen es nicht vermehren Die Bußen und Gefälle sollen nach dem Briefe von 1406 zum gemeinen

V-st-n verwendet und in den Stadtseckel geliefert werden. 4) Der geheime Rath soll fortbestehen und .ruö

^Mlthciß, Statthalter, Schloßvogt und Sendschrcibcr zusammengesetzt sein; derselbe darf sich aber m kerne

^ern Geschäfte mischen, als in solche, die ihm privative zugehören. 5) In Betreff der Besetzung der Tn-

bunalicn bleibt es bei der uralten Ucbung, vermöge deren, wie den kleinen Rüthen die Besetzung des klemcn

""d des großen RatheS, also beiden Rüthen zugleich die Wahl des Stadtrichters und der Mitrichtcr desselben

^°ht, mit der Erläuterung, daß wenn ein Geschäft appol'-mcko von dem Gericht an den Rath kommt, der

^adtschreiber dabei auch wohl wiederum urtheilcn und sprechen Helsen kann, und wenn ein solches Geschäft

'"dm großen Rath „wachsen" sollte, auch die Beisitzer des Stadtgerichts, welche des großen Ratheö sind, m

^esir weitem Instanz'Richter sein können. In dem Falle aber, daß in dem kleinen Rath die Zahl der Richter

der gleichen Appcllationö- und in andern Sachen durch den Ausstand bis unter vier „abschweinen" sollte,

'st die Sache an den großen Rath zur Bcurtheilnng gewiesen, und mag dann die Zahl der Richter noch ,o

^"ng sei», so ist darüber ohne fernem Zuzug aus der Burgerschaft abzusprechen. Der Wahlen halber bleibt

d°i der bisherigen Uebung 6) Klein- und Großräthc haben ferner die Gewalt, neue Bürger anzunehmen.

'°lcher neu angenommenen Burger muß aber nach dem Stadtrcchte zehn Jahre in der Stadt oder deren

Richten seßhaft sich aufgehalten haben, widrigenfalls er dem Abzug unterworfen ist. Dem neu aufzunchmen-

legen Klein- und Großräthe je nach Beschaffenheit seines Vermögens eine Summe Geldes zu Händen dcS

^«dtsi-ckels auf und können noch überdies, von demselben eine bescheidene Belohnung für ihre „Mühwaltung"

ih», fordern „Bon außenhcr der Eidgenossenschaft gebürtige Personen" können nicht ohne Vorwisscn und

Billigung der Schirmorte m Bürgern angenommen werden. Witt ein Bürger a»S der Stadt und deren

Achten mit Beibehaltung seines Bürgerrechtes wegziehen, so ist ihm daS auch ferner gestattet; er hat aber

Handon des Stadtscckcls jährlich den Burgcrguldcn zu bezahlen. Obige Ordnung ist aber blos aus künftig

^"nehmende Bürger anzuwenden. 7) Die Annahme von Hinterfüßen hängt fernerhin von dem Belieben

^ Schultheißen und der beiden Räthe ab; jedoch sollen sie von ihrem Rechte mit Bescheidenheit und nicht

Belästigung der Burgerschaft Gebrauch machen. Das fallende Hintcrsäßcngcld ist dem jeweiligen Stadt-

^lnieister einzuliefern. 8) In Civil- und Criminalprocessen soll der Rath mit Sorgfalt, nicht mit Uebereilung,

"nt allzugroßcm Ernste verfahren, in Jnquisitionsfällen ohne höchste Nothwcndigkeit niemanden wider sich

befragen. 9) Der Stadtschreiber hat bei den verschiedenen Tribunalicn der Stadt ein ordentliches Protocoll

führen, den Parteien auf Verlangen sowohl Urthcilsscheine, als andere Auszüge aus dem Protocoll zu vcr-

^s°lgen. Eine revidierte Canzlcitare wird zur Nachachtung beigefügt. 10) Diejenige Erkanntniß, welche Klein-

^ Großräthe 1738 (21. Juni) wegen gewisser Beschwerden der Burgerschaft mit einem „gar ernstlichen An-

ausgefüllt" hatten, soll durch gegenwärtige Verordnung aufgehoben sein. 1k) Das Recht, die Stelle des

^°ßvogtes zu besetzen und die Leutpriesterei und Frühmesscrei zu vergeben, beides mit der Genehmigung der

s """orte, welches die Burgerschaft laut den Instrumenten von 1442 und 1532 zu haben glaubt, gehört dcr-

"icht, sondern der Schloßvogt ist, wie schon lange her, von Klein- und Großräthen zu wählen, und die

^atur je„rr beiden geistlichen Stellen gehört dem kleinen Nathe allein; jedoch wird ausdrücklich beigefügt,

"n jeweiliger neucrwählter Schloßvogt bei der nächsten Huldigung den Gesandtschaften der Schirmorte

"Händen ihrer Stände den Eid der Treue (wie er dem Abschiede beigelegt ist) schwören soll. Der gcgcn-

- Schloßvogt hat künftiges Jahr den Eid zu schwören. Für die beiden geistlichen Bcncficicn behalten

^ die Schirmortc nach dem früher üblichen Umgang das Recht der Bestätigung vor. Von den jetzigen beiden
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Geistlichen haben der Leutpricstcr bei Zürich, der Frühmcsser bei Bern um die Bestätigung anzuhalten; ^

nächstfolgende Bestätigung kommt GlaruS zu. 12) Vom Magistrate darf ohne Zuthun und Beistimmung ^

Bürgerschaft an dem Stadtrechte, wie es jetzt eingerichtet ist, nichts abgeändert werden. Finden Schuld

Klein- und Großräthc eine Abänderung ersprießlich, so bcrathcn sie dieselbe und schlagen sie einer eigens

diesem Zwecke zu veranstaltenden Burgervcrsammlung vor; durch freies Mehr wird die vorgeschlagene Aenve"»^

angenommen oder verworfen. 13) In Beziehung auf Auvthcilung der Aemter und der auS derselben f"^ ^

Räthe fließenden Emolumcnte, ebenso wie und von wem die Rechnungen abzunehmen sind, läßt

es bei der bisherigen Uebung bewenden. Die bestehenden Bestimmungen, wer zu den verschiedenen Ä»^

bcdicnungen den Zugang habe, und von wem deren Bestellung und Auötbeilung abhänge, wird nach dem

Magistrate eingegebenen und dem Abschiede beigelegten Verzeichnisse bestätigt. 14) Der Magistrat ist bcs»^

nothwendig crjchcincnde neue Bedienungen nach bisherigem Herkommen zu errichten. 15) Hinsichtlich des Sä)»^'

guts und der Schützcngescllschaft soll alles nach bisheriger Uebung gehalten »Verden. Das Schützengut »"'

durch einen Herrn des kleinen Raths gegen Leistung von Kaution verwaltet. Nach alljährlich abgeiw»'»'^,

Rechnung hat derselbe am nächstfolgenden Schicßtag der Gesellschaft durch eine Abschrift der Rechnung Kc»»^

von dem Stande des Schützcngutcs zu geben. Der Gesellschaft wird die Vorstellung der neuen Schütze»»"''

zu obrigkeitlicher Konfirmation nicht mehr zugcmuthet. Jedes Jahr sollen zwei oder wenigstens ein Sch"^

gehalten werden; sämmtliche Schießgabcn gehören ohne Ausnahme der ganzen Gesellschaft an, und keine»'^
gliedc darf der Zugang zu denselben gesperrt werden. 16) Künftig haben bei den Vergantungcn von

welche von obrigkeitlich geordneten und beeidigten Vögten im Namen von minderjährigen Kindern

werden, der Landschrcibcr und der Großweibel zugegen zu sein; hingegen aber sollen dergleichen Vogtök"' ^
und Waisen die obrigkeitlichen Konfirmationen über Käufe und Verkäufe, so für sie geschehen, ohne

crthcilt werden. 17) Den Theilungcn, bei welchen abzügig GM sich befindet, hat der Stadtschrcibcr

der Obrigkeit beizuwohnen, jedoch nur so lange, bis das Jnventarium gezogen und vervollkommnet ist. 18) 3» ,

fallenden AuffallShandlungcn sollen die obrigkeitlichen hierin fälligen Kosten allen andern Forderungen vorang'^'

sollte aber die Obrigkeit »och sonstige Ansprüche haben, so ist sie den übrigen Schuldgläubigcrn dafür gleich)"»"

19) Der Pfändungen halber bleibt cS bei den in dem Stadtrcchtc enthaltenen Satzungen mit der Erlä"""'

daß, wenn einem die Pfändung angesagt wird, derselbe während der Zeit von vierzehn Tagen (so lange

die wirkliche Pfändung eingestellt) in seinem Haus und Gcwerb schalten und walten möge, außer wen» ^

fahr im Verzug sich zeigen und betrüglichc Entfremdung der vorhandenen Effecten zu befürchten ^

welchem Falle der Magistrat auf Anmelden der Gläubiger berechtigt ist, nach gewissenhaftem Befinde" ^

Sache „Vorsehung zu thun". 2g) In Betreff der Beschwerde, daß die Stelle eines pfäfcrsischcn

mit der Stelle eines Klcinraths unvereinbar sein solle, läßt man eS bei der gegenwärtigen ^b""ö

bleiben. 21) Von allem Wein, welcher ausgeschenkt wird, er sei eigenes Gewächs oder erkauft, soll »ach ^

und beständiger Gewohnheit das Umgeld bezahlt werden. 22) Die sogenannte Schmiedenzunft soll ihre" ^
mann mit freiem Mehr fernerhin aus den Herren des kleinen Raths zu wählen haben; mit solcher

stelle ist zugleich der erste Rang auf der Zunft verknüpft. Dem Obmann steht es zu; das Bot z" t" ^

und die Zunft auf gewohnte Zeit zu Behandlung der eigentlichen Zunftgeschäfte ohne Befragung ^

zu versammeln. Außerordentliche Versammlungen dürfen nur mit Vorwissen und Erlaubniß von Sch"

und Rath, nachdem denselben die in einer solchen Versammlung zu behandelnden Geschäfte angezeigt w ^

sind, gehalten werden. Der Zunstgcsellschaft steht künftig die Befugniß zu, kleine Frefel, welche in ihres
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s^schast vorfallen, nüt einer Maas oder höchstens einem Kopf Wein zu bestrafen. Ferner steht es bei den

Hündwcrksgcsellschaften, von der gesetzten Wanderschaftszcit zu dispensieren; das für die Dispensation dem Be-

'Ucndm auferlegte Geld gehört den Handwcrksgesellschaften. 23) Wenn ein Bürger zu Rapperschwyl eine

^>ehast-AZirthschaft besitzt und dazu noch eine Metzgehchastc erbs- oder kansweisc bekomnu, so darf er beide Ehe-

^stei, nebeneinander behalten und betreiben. 2ck) In Betreff des Zolles, so die Fremde» z» bezahlen haben,

bleibt es Zuordnung; eine Steigerung derselben darf ohne Bewilligung der Schirmortc nicht vor-

^Nvmnicn werden. Bon Waarcn, welche von benachbarten Handwcrkslcutcn in die Stadt oder deren Gerichte

^ Verarbeitung gebracht oder geschickt werden, wird weder Ein- noch Auözoll bezahlt. Der bürgerliche Zoll

„ach vor alten Tariffa erlegt. Bon Waarcn, welche nicht aus der Tariffa stehe», sie mögen bestehen,

^Nn sie wollen, und welche ans Mchrschatz erkauft sind, wird als Ein- und Anszoll 1 Batzen vom Ecntncr

/büsit, hjA hinunter auf 25 Pfund nach Porportion. 25) In Betreff dei/Burgcrwaldung und deren Be¬

rgung, per Berthcilung des BurgcrholzcS und der jeweiligen Ausgabe der auf der Burgerwcide gepflanztcn

^'chte bleibt es bei der bisherigen Ucbung. Die Disposition darüber steht dem Magistrate zu mit der Er-

^""»ng, daß, so oft die Räthc dergleichen Feld- uiw Baumfrüchte beziehen, cur gleiches Quantum auch den

^lgcn Berburgcrtcn zukommen soll. — Rapperschwyl l, Mai 17ck2. Folgen die Unterschriften der Gesandten

" Schirmortc. — Dieser „Spruch und dieses Vcrordnungsinstrumcnt" wurde den 3. Mai der eigens zu diesem

^veeke auf dem Rathhausc versammelten Bürgerschaft zu gehorsamem Berhalt abgelesen mit dem Bemerken,

"b alles, was „in dem bürgerlichen Bcschwcrungshandcl und in den dermalen berichtigten Klaggcschästen

gegangen" völliger Vergessenheit übergeben sein, daß niemand dcßwegcn behelligt oder berechtiget werden,

^ daß jHer sich vor unfricdlichcm Wesen hüten solle.

Ferner wird über die Beschwerden des HofcS Jona gegenüber dem Magistrate von Rapperschwyl solgcn-

.^daßc» gesprochen und zwar zuerst über die streitigen Punctc deö Hosrodels. Art. 2, das Gericht zu Jona

äffend. Der Stadtschrciber zu Rapperschwyl soll in Zukunft ohne Schadcnsbeschwcrdc der Hosleute ein

^Ntlicheg Gerichtsprotocoll führen, jedoch von jedem Urthcil, welches er aus Begehren der einen oder der

^bern Partei.ausfertigt und übergicbt, U) Luccrncrschillinge erhalten. Bei diesen Gerichten hat er aber keine

zu geben, sondern bloS die Stelle eines Schreibers zu versehen. Hingegen hat im Namen der Stadt

^dPersÜMg der Stadtrichter, oder wer sonst vom Magistrate dazu verordnet ist, zu allen Zeiten das Gericht

^ ^'hren, und es mögen auch von Seite des Plagistrats noch zwei andere Personen des kleinen oder des großen
dthcs, welche aber nach Sage deS Hosrödels wenigstens „7 Schuh für sich und 7 Schuh hinter sich" eigen¬

tliche vom Bezirk des HofeS haben müssen, den Gerichten beiwohnen und urthcilen. Ferner soll
^ Magistrat zu Rapperschwyl von nun an zehn verständige, obiges Quantum eigenthümlichcr Güter in dein

besitzende Männer aus den Gemeinden desselben zu beständigen Richtern erwählen und bei Abgang eines

chni nsicder aus ebenderselben Gemeinde die Zahl ergänzen. Dem Stadtrichter von Rapperschwyl, oder

s°"st das Gericht präsidiert, steht bei innestehendcn Stimmen der Entscheid zu. Wegen Bezahlung der

skt"tionSbusic im Falle, daß jemand von dem Hofgericht an den Rath zu Rapperschwyl appelliert und da-

„am Unrecht erfunden wird," soll es nach bisheriger Ucbung gehalten werden. Art. 3. Wenn in der

' Zwischen den vier jährlichen Hofgerichten Streitigkeiten um Erb und Eigen oder andere Sachen, die an

gehören, vorfallen, so sollen dieselben zur rechtlichen Erörterung erster Instanz nicht vor den Rath zu

^Wpcrschnnsi gezogen werden, sondern man soll bis zu dem ersten gewöhnlichen Gericht zu Jona warten.
Gefahr im Verzug ist, so kann die Recht begehrende Partei bei dem Stadtrichtcr zu Rapperschwyl

165
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oder bei demjenigen, welcher dannzumal zur Führung des Gerichts gesetzt ist, ein außerordentliches

richt zu Jona verlangen. In diesem Falle hat der Unrecht habende Theil jedem der beiden Richter ^

der Stadt und dem Stadtschreiber 20, jedem Richter aus den Hofleutcn 12 Luccrncrschillinge zu bezahl

Art. 4. Der Rath zu Rapperschwyl bleibt bei scineim dicßfälligen Strafrecht und der bisherigen Ausübung ^

selben in der Stadl. Eine gleiche Bewandtniß hat es auch mit Art. 5 mit der Erläuterung, daß es ^

Rath zu Rapperschwyl zukomme, bei vorfallenden Frefcln jeweilcn zu Schützling des Schadens drei beeidig

Männer aus den Hofleutcn zu ernennen. A r t. 6. Dem Magistrate zu Rapperschwyl kommt das Malest; ^

ner allein zei, und derselbe ist keineswegs verbunden, jemanden von den Hofleuten zuzuziehen. Art. 7 st'^

seine Erläuterung in Art. 2. Hinsichtlich der Art. 8 und 9 bleibt eS bei deren buchstäblichem und klarem Jnb^'

Art. 1t). Wenn Hinsort jemand als Hintersäßc in den Hof angenommen und ihm vom Magistrat 1 ^

jährlichen SchirmgeldS auferlegt wird, so soll derselbe neben diesem Schirmgcld, so lange er im Hof bleibt, ^

Hofleutcn einen halben Gulden Hintersäßgeld bezahlen; ein neuer Einzügling hat ebenfalls außer dem ^

zuggcldc, welches er der Obrigkeit zu Rapperschwyl bezahlt, die Hälfte desselben den Hofleuten zu entriß

Doch sollen diese Bestimmungen nicht auf die schon angenommenen, sondern blos auf die künftig anzunclst^
den Hintcrsäßen und Einzüglinge in Anwendung gebracht werden. Art. 11. Hinsichtlich des freien

der Hoftcntc hat es bei bisherigem Gebrauche zu verbleiben. Wenn aber früher einige Hoflcute um 5t)

zu Burgern von Rapperschwyl aufgenommen worden sind, so folgt nicht daraus, daß die Hofleute z» "

Zeiten den ungehinderten Zugang zu dem Bürgerrecht in Rapperschwyl gegen Erlegung dieser Summe h^!
sondern der Magistrat hat jederzeit darüber nach Gutbefindcn zu disponieren. Art. 13. Daß die Höfles

der Besetzung der Hofweibelstelle drei Männer in Vorschlag geben, aus welchen dann der Rath zu

fchwyl einen wählt, wird billig gesunden und nicht im Widerspruch stehend mit Art.*13. Art. 23. Wen» ^

diesem Artikel schon ein „Ehhaststättgcnossc" zu Jona, der nicht im Hofe seßhaft ist, nicht das Reckst ^

das Holz von seiner Gerechtigkeit anderswohin, als auf die rechte Hofstatt zu führen, so soll es doch nach ^

mildern Urtheilc des Raths von Rapperschwyl von 1523, welches auch von den Hofleutcn damals "M'"

men und 1796 von den Schirmortcn bestätigt worden ist, sein Verbleiben haben. Art. 27Mind 28

ferner gehalten werden; aber die Vcrgantung der Pfänder soll jeweilcn zu Jona geschehen. Glaubt

Schuldner, es sei zu wenig gelöst worden, so kann er das Pfand durch drei der gesetzten Richter im Bc

des Gläubigers schätzen lassen; Letzterer hat dann das Pfand um diese Schätzung anzunehmen, der Schu ^
hingegen hat jedem der drei Richter 12 Luccrncrschillinge zu bezahlen. Art. 29. Wie der Hof zu IM'"

Rcchtung hat, daß Keiner der darin sitzt, zu Rapperschwyl Jmmi oder Zoll zu zahlen verpflichtet ist, ^

den Hoflcntcn auch keine neue Beschwerbe zugcmuthct werden und ihnen fortan gestattet sein, ihr vorräckstö^
Holz auf dem sog. Bräunackcr selbst und ohne Entgelt» auszusetzen. Art. 33. Nach demselben soll die ^

tung tcstamcntlichcr Verordnungen und die Fertigung von Kauf und Verkauf vor dem Hofgericht zu 5^

stattfinden, ausgenommen wenn beide Theilc den Richter zu Rapperschwyl darum zu richten erbitten. 2lrt- ^

Da die Steuer, welche die Hoflcute dem Magistrate zu Rapperschwyl als ihrem Herrn und Vogt

zustatten haben, seit unvordenklichen Jahren nicht mehr mit 2l) Pfd., sondern mit einer größern Summe bei

wird, so soll es bei dieser Uebung bleiben, die Steuer jedoch nicht weiter erhöht werden. Art. 36. 3" ^

auf BeHolzung der Burg und Feste zu Rapperschwyl bleibt es bei bisheriger Uebung, nämlich daß d ^

Hofmann, welcher eine Ehehaftsstatt hat, jährlich ein halbes Klafter Holz dahin zu liefern habe. Bon dü^

Holze sollen jährlich 5 Klafter „nebcnt sich gestellt" und der daraus erwachsende Vorrath zur Dispositiv
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^chirniorte aufbehalten werden. Art. 37, welcher als Anhang dem Hofrodel beigefügt ist, soll wiederum

Methan scin. Am Hofrodcl und an dessen gegenwärtiger Erläuterung soll ohne Vorwissen und Erlaubniß der

^chirmortc nichts abgeändert werden. Alle hier nicht berührten Artikel bleiben fortan in Kraft und werden

^flätigt. In Betreff der übrigen von den Hoflcutcn vorgebrachten Beschwerden wird also entschieden: 1) Aus

^ Beschwerde, daß der Magistrat zu Rapperschwyl ihnen nur vier Handwerke gestatte (Schneider, Schuhmacher,

"Der und Zimmerleute), ihnen das WcinauSschenken und alle Krämcrci verbiete, wird für billig erachtet,

ein jeder Hofmann sein eigen WcingewächS gegen Bezahlung des Umgclds beim Zapfen und zwar beim

wie» Mäfi, ausschenken dürfe, hingegen niemand dabei setzen soll, daß Krämcrci mit kurzer Waarc zu treiben

Dem der Hoflcute verboten sei, ebensowenig allerlei Gattung von Handwerk in dem Hos zu treiben, ausgc-

^'»Mcn „dir geschenkten" und diejenigen, zu denen Ehchaften erfordert werden, nebst der Bäckerei. Was solche

"^bedungene" Handwerke und Professionen, auch das Studieren anbetrifft, so soll der Magistrat zu

Dpcrschwyl bei seiner den 7. Februar 1741 zum Trost der Nachkommenschaft der Hoflcute gegebenen Erklä-

behaftet werden. Z) Jnö Künftige soll der Preis für ein Klafter Tannenholz, welches zum Verkauf

dc>, Hoflcutcn in die Stadt Rapperschwyl geführt wird, in 24 guten Batzen oder einer Krone bestehen;

"6 Buchenholz oder anderes hartes Holz soll nicht tariert scin, sondern vom Verkäufer an den Meistbietenden

^Dfvlgt, beide Arten aber durch den beeidigten Holzsetzcr gemessen werden. Auch künftig sind die Gemeinden

^'stichlet zu der Burg und Brücke die benvthigten Eichen zu liefern, um 1 Gld. das Stück; Eichen, die auf

Dcygütcrn als Privatcigenthum stehen, dürfen von dem Eigcnthümcr zu seinem Gebrauch unvcrwehrt angc-

""'dct werden. Sollte aber die Stadt Rapperschwyl zu Unterhaltung der Burg und Brücke deren bcnöthigt

so sollen sie nach Schätzung unparteilicher Männer dem Eigcnthumer bezahlt werden. Hat einer der
-°fleute Bauholz zu Unterhaltung seiner Gebäude nöthig, und handelt es sich nur bis auf 12 „Stumpen", so kön-

die Bannwarte ihm dasselbe im Walde der betreffenden Gemeinde anweisen; ist mehr Holz erforderlich, oder

ein ,wwos Gebäude aufgeführt werden, so sind die Holzvvgtc von Rapperschwyl zuzuziehen; jedoch darf

^ Holz dem darum ansuchenden Angehörigen auö den Höfen nicht abgeschlagen werden. Die Besoldung

^ Bannwartc und Holzvögtc bleibt die bisherige. 3) Holz, das die Hoflcute von auswärtigen Orten an
Zahlung von Schulden annehmen müssen, dürfen sie verkaufen, wohin sie wollen. 4) In Beziehung auf .den

' rigci, Verkauf des Holzes außer Landes bleibt es bei der im Stadtrccht von Rapperschwyl enthaltenen Ver¬

zug- „Ferner soll niemand, er sei Burger oder Hofmann, kein liegende Güter, Häuser oder Scheuern, auch

Zimmerholz noch Scheiter auö unsrcr Stadt oder Hof nit verkaufen in keinen Weg; wer aber solches

^flähe, der solle gemeiner Stadt kU Pfund Hallcr zu Büß verfallen scin und soll Kauf ungültig scin".

Wird beigefügt, daß, „wann die Bürger darüber zu Zeiten obrigkeitliche Erlaubniß erhalten thäten, die

!'H°fleutc gleicher Erlaubnis, ungehindert auch genießen könnten"; ferner daß den Hoflcutcn, wenn sie das von

jährlichen Bauholzc erübrigte in der Stadt vier Wochen feil geboten hätten, ohne daß sie es verkaufen

°^cn. „ach vorhergehender Anmeldung beim Schultheißen die Freiheit zukommen soll, dasselbe andcröwohin

lfm. Der Holzungen halber, welche außerhalb der Gerichte Rappcrschwyls liegen und den Hoflcutcn

. si»d, hat der Magistrat nichts zu verhängen, noch darf er die Eigcnthümcr am Verkaufe hindern,

"^'rn dieselben können wenn sie die Bewilligung von der h. Obrigkeit daselbst ausgewirkt haben, mit solchem
Hol.

ilt

sv!

solchen ganzen Waldungen nach eigenem Gutdünken schalten und walten. Waldungen aber, welche in

^erde«. .
' wird die Bewilligung erthcilt, so sind dafür 5 Procente vom Kaufschilling an denselben zu entrichten.

Berichte,, der Stadt Rapperschwyl liegen, dürfen ohne Bewilligung des Magistrats nicht außer Landes verkauft

n dens
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Wenn aber dergleichen Bewilligungen Gemeinden oder Privaten zu deren merklichem Schaden erschwert oder

nicht ertheilt werden sollten, so ist denselben unbenommen, an die Schirmorte zu rekurrieren. 5) Der

dienste halber, welche die Hofleute der Stadt Rappcrschwyl zu leisten haben, wird festgesetzt, daß ihnen

mehr, als jährlich vier Tage, zugemuthct werden dürfen und zwar so, daß daö Ackern auf der sogcna»»^

Burgcrwcid unter denselben begriffen ist und diejenigen Hofleute, welche weder ganze, noch halbe Züge ha^''

dieser Frondienste enthoben bleiben sollen. 6) In Beziehung aus die Schützengcsellschast, welche den Burg^'

zu Rappcrschwyl mir den Angehörigen des HofeS Jona gemeinschaftlich ist, bleibt es bei den Ordnung

Freiheiten und dem alten Herkommen, jedoch mit der Erläuterung, daß jährlich zwei oder wenigstens ein

tag sein und die Hofleute von den „sürnchmstcn" Schießgabcn niemals ausgeschlossen sein sollen; daß st'r

der Schützengescllschast die Vorstellung der neuen Schützenmerster zu obrigkeitlicher Confirmation, welche

gefordert worden, nachgesehen sei; daß jährlich nach abgenommener Rechnung über das Schützengnt eine -

sehnst derselben der Gesellschaft mitgethcilt, der Verwalter dcö SchützcngutS hinreichende Kaution leisten ^
7) Da die Mühle zu Rappcrschwyl von Seiten des ErzHauses Ocstreich 1405 zu einer Zwangömühlc ge""'

worden, so sollen die Hofleutc pflichtig sein, entweder in dieser mahlen zu lassen oder (was ihnen seit länsp

Zeit gestaltet worden) in der Mühle des Klosters Wurmspach; doch sollen sie jederzeit ehrlich gehalten und '

gegründete Beschwerden gelröstet werden. 8) Der Magistrat von Rappcrschwyl erklärt, daß er die Hostend '

freien Verkauf ihres ObsteS, außer zu deren eigenen Vorsorge in Zeiten der Theurung, nicht hindern werde, ^

sowenig am Pflanzen von allerhand Feldsrüchtcn und namentlich der Windcrbscn, wofern es ohne Schwö^^

der Waldungen geschehen könne; serner daß er, wenn ein Hofmann zu Bebauung seiner Güter um Wag^
holz aus den Stadtwaldungcn Ankomme, demselben um einen billigen Preis zu entsprechen geneigt ser-

dieser Erklärung läßt man eS lediglich verbleiben. 0) Dem Magistrate zu Rappcrschwyl liegt nach seiner 0^

ncn Erklärung vom 20. Februar 1740 ob, die Jonabrückc künstig herzustellen und in Ehren zu halten;

gegen darf er das dazu erforderliche Holz aus den Gemeindeholzungen ohne Entgcld nehmen. 10) Dir

lcute sind nach hiSherigcr Ucbung fähig, in die WeidrechtSbrudcrschaft einzutreten; hingegen soll die An»"

eines WeidrcchtSgenossen, wie bis dahin, von dem Belieben der Gesellschaft abhängen. 11) Die schon ia>b

her aus dem SiechenhauS zur Jluc in den Spital zu Rappcrschwyl gezogene Kerncnspcnde soll daselbst grlm

»Verden und die Auöthcilung, wie dermalen, also auch weiter vor sich gehen. 12) Bei der Abstellung der ^
„Mcyenbraut" soll es sein gültiges Bewenden haben, weil solche weder den Burgern, noch den Hvfleuten »

gegeben wird. 13) Der Gemeinde Bußkirch ist unbenommen, zu ihrem und der Gemeindögcnossen nothdü^
gcm Gebratich ein Schifflein zu halten; auf demselben dürfen aber nicht fremde Personen oder Sachen

werden, namentlich nicht verdächtiges Gesindel; zu Contagionszciten ist cö beständig anzuschließen, alö

der Magistrat zu Rappcrschwyl Aufsicht führen wird. 14) Der von ebendemselben Magistrate unlängst

Gemeindsbezirk zu Kcmpraten erbaute Kohlgaden kann stehen bleiben und zu einer Art Susi ferner gr

werben; jedoch soll niemand schuldig sein, seine Waaren daselbst einzustellen, sondern es steht, wie bisher,

mann frei, dieselben Leuten auö der Gemeinde in Verwahrung zu geben. — Diese Verordnung wird in R

ausgefertigt und ein Eremplar dem Magistrat zu Rappcrschwyl, das andere den Hoflcuten übergeben. ^ ^

bcn zu Rappcrschwyl den 28. April 1742. Folgen die Unterschriften der Gesandten. — Der Kosten

wird beschlossen: Die Hofleute haben 1000 Gld. zu bezahlen; daran bezahlen diejenigen zwanzig Bürger ^

Rappcrschwyl, welche wider die Obrigkeit sich ins Recht gelassen, bis Martini 300 Gld.; daS Ucbrigc ^

dem gemeinen Stadtgut abzuführen. Ferner soll Vergessenheit aller Mißbclicbigkeiten beobachtet werden,

brauäst

jeder-
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^ diesem doppelten Strcitgcschäste, sowie auch bei dem besvndcrn Klaghandel des AlrstatthaltcrS Johannes
Ameisen vorgcsallensind, welcher aus dieser Konferenz ebenfalls erledigt worden. Der >--ccvogt Laurenz
^eiitano soll in der Kirche und bei öffentlichen feierlichen Anlässen seinen frühem Rathsrang wieder cinneh-

und die Emolumcnte von seiner RathSstellcbeziehen, jedoch wegen seiner anstößigen Aufführung gegenüber
^>ner Obrigkeit noch ein Jahr lang den Rathsvcrsammlungen nicht beiwohnen. Der Bürgerschaft sollen auf
^»' RathhanS die gemachten Verordnungen im Namen der Schirmortc mit der Ermahnung zur Eintracht, zur
Umseitigen Friedfertigkeitund zur Ehrerbietigkeit gegen die Obrigkeit verlesen werden, - Jakob Basilius
^enmann, welcher wegen unguten Reden, die er gegen die Obrigkeit ausgestreut hatte, und wegen einer
Müßigen allgemeinen Klagschristden 23. Nov. 1739 baunisiert worden war, soll die ausgestandeneStrafe

selbst haben, von der Stadl und deren Gerichten sich wieder wcgbegcben (er war aus das Versprechen
l'chcr» Geleites vor den Gesandten erschienen, um sich über den Magistrat zu beschweren); wenn er aber bei
^ neuen Aemterbesctzung zu Johanni beim Magistrate mir einer Supplikation Ankommen wolle, so könne ihm
^ Stadt wieder geöffnet und er in die Genossame eines Bürgers wieder eingesetzt werden; doch soll er noch

3ahr „von der Fähigkeit zu mindern und zu mehren" suspendiert sein. Seine Bücher, Kleider, sein Stück Neh
^ Spital nebst den 19 Gld., welche aus seinen übrigen Habseligkeiten erlöSt.wordcn, sind ihm dann aus Mitleiden

zuzustellen. In Beziehung aus seinen Bruder Joseph Anton, welcher von seiner Gcrichtöstcllc suspendiert
^be», bleibt es bei der Erkanutniß des Magistrats vom 13. April 1711 und dessen darin gemachten Ancrbie-

Es werden ihm in Folge desselben Ehr und Richtcrrang, sowie das abgenommeneSeitengewehr zurück-
^llt, Geldstrafe aufgehoben. Bei erster Vacanz einer Richterstcllc soll er wieder angestellt werden.
^ April 1712. —Absch. 191, 8 1.

Art. 26. 17Ä2. Es wird die Frage besprochen, wie in Zukunft das Recursrccht an die Schirmortc aus¬
übt werden soll. Glaruö will bei den althergebrachten Rechten dcS Schirmbriessvon 1161, des GnadenbriesS

l532 und der Abschiede von 1703. 1701 und 1708 verbleiben,wogegen Zürich und Bern remonstrieren,
^ sie nicht zugeben, daß Glarus mehr Rechte als sie habe und dieselben für sich allein genieße, wie eS

den, Bemerken Berns geschehen sei, als Glaruö in dem rikcnmannischen Handel, „eine Gattung Provi-
-^d«le zu Revokation der Urthcil von dem Magistrat vorgekehrt habe". Nachdem Glarus über dieses Ver¬

den Rechenschaft gegeben und bemerkt halte, daß die Aufführung des Magistrats zu Rappcrschwyl in diesem
Schäfte Glarus zu solcher Verfügung genöthigt habe, tun sein Recht beizubehalten, kommt man unter Vor-
>>t dcr Ratification hinsichtlich des Rccursrechtes über Folgendes übcrcin: Der Magistrat zu Rappcrschwyl

deinen der Burger oder Hoflcutc, welcher bei den Schirmorten sich Raths erholt, deßwcgcn zur Vcrantwor-
""K Ziehen, noch so ansehen,' alS Härte er gegen seinen Eid gehandelt; der Rccurs soll zugelassen sein, „sowohl

der Magistrat und die Bürgerschaft zu Rappcrschwyloder die Stadt mit den Hosleuteu und umgekehrt
Zwistigkeit gegen einander verfallen thäten, als auch wenn jemand den Burgern od» Hoflcutcn mit Grund

5 könnte, daß er Gewalt leiden müsse". Kommt eine Beschwerde bei einem der schirmortc ein, so ist
"'U allen ihren Umständennach Zürich zu berichten- Wenn dieses den Magistrat zu Rappcrschwyldarüber

^"°n»nen hat, so wird mit den übrigen Schirmortcn aus dem Wege der Korrespondenz besprochen, ob der Rc-
5 dieser Sache statthaft sei; bei Ungleichheit der Ansichten entscheidet die 'Majorität. Absch. 191, 8 1- »

1712. Es wird von den Gesandtschaften für unzuläßig angesehen, daß Rappcrschwylferner ein allgemet-
^ Ncrbplatz sei, und beschlossen dem Abschiede von den Werbungen beizufügen, ob eS den Schirmorten mcht
^Uig dies/Werbungsfreihcit auf deren Vcrburgertc und Landesangehörigezu restringieren und zwar ,o,
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daß, wenn Einer, mir einem hochobrigkeitlichen Wcrbungspatenl versehen, bei dem Magistrate sich anmelde, ^

selben die Werbung nicht verweigert, sondern im Gegcntheil aller Vorschub geleistet werden, einem

aber keine Werbung gestattet sein soll. Absch. 491, 8 1. j! 28. 1742. ES wird eine Eidesformel fl'N ^

Burgerschaft der Stadt Rapperschwyl und die Angehörigen des Hofs Jona entworfen, welche einen bcso»^

Vorbehalt des Standes Glarus unnöthig macht. Diese Eidesformel wird dem Magistrat zu Händen der ^

gerschaft von Rapperschwyl mitgctheilt und dem Abschied zu hoher Ratification beigelegt. Absch. 491, 8 ^

29. 1742. Da der Leutpriester zu Rapperschwyl die erforderliche Konfirmation bei Zürich nachzusuchen ^

weigert, wird der Magistrat daselbst aufgefordert, diesen Leutpriester zum Gehorsam anzuhalten, wir „

die Schirmorte selbst die völlige Collatur übernehmen und einen andern Leutpriester setzen würden,

habe der Magistrat den Frühmesscr, welcher bei Bern die Konfirmation eingeholt und dcßwegen angcss^

wurde, zu schützen. Absch. 499, 8 12. 39. 1742. Die von der Rapperschwylerconferenz sArt. 26—28s ciün'^

fcnen Artikel betreffend das Rccursrccht, die neue Eidesformel und die Werbungen werden von Zürich

Glarus ratificicrt, die beiden ersten auch von Bern, nur daß dasselbe bei Ersterm beantragt, statt „als ^

wann jemand der Burgern oder Hoflcutc mit Grund sich beklagen könnte" zu setzen: „wann aber jcmans ^

Burgern oder Hofleute u. s. w." Den die Werbungen betreffenden Artikel kann es nicht ratificicrcn, ^
derselbe der bisherigen Uebung und Freiheit der Stadt Rapperschwyl zuwiderlaufe. Zürich und Glarus

stehen sich nicht zu der beantragten Acnderung in Betreff des Recursrechtes. Der Beschluß wird mit Uet"4^
üimmung aller drei Stünde in der ursprünglichen Form dem Magistrate von Rapperschwyl Übermacht-

Beziehung auf die Werbungen wird von der zürcherischen und der glarncrischen Gesandtschaft entgegnet,

Rapperschwyl auch in frühem Zeiten keine unbeschränkte Wcrbfrciheit genossen habe, wie mehrere Verordu» N

aus dem vorigen Jahrhundert bewiesen, und daß „die Natur der Freiheit und der Rcchtsamc von Rappel .

eine solche willkührliche Werbung nicht zugebe," auch daß keine Briefe und Siegel für unbeschränkte Wer ^

heit vorhanden seien. Es wird der Wunsch nach baldmöglichster Vereinigung ausgesprochen. Bern

das Angehörte all roleieiulu»,. Absch. 499, 8 13. ^ 31. 17411. Bern kann seinen Beitritt zu obigee ^

Werbungen betreffenden Verordnung nicht erklären, da es immer noch der Ansicht ist, daß durch siestl^'^
Rechtsamen der Stadt Rapperschwyl zu nahe getreten werde; hingegen erklärt es sich zu andern den UnK

gen begegnenden AbhülfSmitteln bereit, was um so eher geschehen könne, da Rapperschwyl selbst unläibü^
aller Gebühr und Billigkeit sich anheischig gemacht habe. (Das geschah in einem Schreiben vom 24-

1743, in welchem die Stadt bittet, man möchte sie bei der althergebrachten Wcrbfrciheit belassen.) Mn» ^ ^

nigt sich nun, da Bern seinen Beitritt verweigert, unter RatificationSvorbchalt aus folgende Maßregel"'

Den Hauptlcuten auö den Schirmortcn, welche mit den erforderlichen Patenten von ihrer Obrigkeit " ^

sind, kommt zu Rapperschwyl eine ungehinderte WerbungSfrciheit zu. Denselben soll aller Vorschul' g ^

werden; ihre Werbungen gehen allcn-andern „der Gebühr und Anständigkeit nach" vor. 2) RaPpelD"'^
die Freiheit, auch Hauptlcuten aus andern eidgenössischen Orten Werbungen zu gestatten, nicht benommen,

sollen dieselben sich auf die wirklich geborenen Eidgenossen und auf die ordentlich als eidgenössische avouierte

beschränken. Von den Werbungen, um welche man sich beim Magistrate zu Rapperschwyl anmeldet,

selbe jcwcilcn den Schirmortcn Kenntniß geben. 3) Keinem Fremden darf Werbung daselbst zugelassen

4) Keine Bürger, Landlcutc oder Unlerthanen der Schirmortc dürfen daselbst geworben werden; der

hat sorgfältig darauf zu achten. Die Fehlbarcn und die Hehler sind vom Magistrate „ernst anzusehen- ^

Rccrutcn sind vor ihrem Abmarsch zu craminieren, mit ihren wahren Namen, ihrem Hcimathsort zu Han^n
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Magistrats aufzuzeichnen, damit derselbe Rccruten aus den Schirmortcn sofort wieder ledig lassen und heim¬

sen könne. Die glarnerischc Gesandtschaft bleibt bei der früher gegebenen Erklärung ihres Standes, daß

"^lich keine andern Werbungen, als für Hauptleutc auö den Schirmortcn zu Rappcrschwyl zugelassen werden

und macht wenig Hoffnung für eine andere Instruction. Absch. 508, 8 20. >! 32. I7Ä3. Rathshcrr

^ Seevogt Brentano zu Rappcrschwyl hatte sich zum Rccurs an Glarus gewendet, und dieses hatte nach

Bestimmungen der Verordnung wegen des Rccurses von <742 die Sache an Zürich berichtet, zugleich aber

weil es Gefahr im Verzug erblickte, einen Provisionalbcfehl an Rappcrschwyl erlassen, daß es in den

^ Fall betreffenden Proceduren nicht fortfahren dürfe, das alles in der Ansicht, daß es jenem Abschiede

^ zuwiderlaufe. Zürich und Bern halten dieses Verfahren für unzulässig und Unordnung herbeiführend.

^ dringt darauf, daß es bei dem ratificicrten Abschiede von 1742 verbleibe. Nach seiner Ansicht sollte

als gewöhnliches Provistonalort, in allen gemeinen Vogtcicn bcgwältiget werden, wenn es bei

'"An«, Rccursanmcldungcn nöthig sein sollte, einen Interims- oder Provisionalbcfehl an Rappcrschwyl

^ Einstellung weiterer Erccution zu erlassen mit der Pflicht, den andern Schirmorten sofort Nachricht

ZU geben. Ein solcher Provisionalbcfehl soll aber nicht länger gültig sein, als bis die Schirm-

"nhcllig oder pur .n-.jor-, disponiert haben. GlaruS hingegen glaubt, durch seine Handlungsweise den

Ihrigen Abschied keineswegs verletzt zu haben, und wendet ein, daß, wenn bloö Zürich zur Erlassung eines

^isivnalbcfchlö berechtigt sei, niemand von Rappcrschwyl oder dessen Angehörigen anderswo, als bei Zürich

Eueren werde, wodurch die in jenem Abschiede enthaltene Verfügung kraftlos würde. Es behält sich seine

chtc und Befugnisse bestcrmaßcn vor. Zürich vernimmt Berns freundcidgcnössische Defcrcnz mit Lieb und

daß es jcweilen mit solchen Provisionalbefchlcn sorgfältig verfahren und sie nicht ohne hohe Nothwen-

'^U erlassen werde. Absch. 508, 8 2t. 33». I7Ä». Nach Ablauf der üblichen sechs Jahre wird die

^igung in der 1719 festgesetzten Weise vorgenommen nur mit dem Unterschied, daß, während früher der

^irmbrief durch den Stadtschrcibcr verlesen worden war, jetzt die neue ratificiertc Eidesformel vom zürcherischen

^ativnssecrctär verlesen und von den Rüthen, der Bürgerschaft und den Hofleuten beschworen wird. Ferner

der Schloßvogt Joh. Ulrich Fuchs, wie es im lctztjährigcn - Spruchinstrumentc Art. 11 festgesetzt

^u, m Pflicht genommen. Absch. 508, 8 22.
u. Dorf Hürden,

an der Rappcrschwylcrbrückc.

(Zürich und Bern.)

Art. zzij. Z DaS Dörflcin Hürden sammt dem ausgcmarchtcn Bezirk dicßseits der Rappcrschwylcr-

so vvrmalcn Schwyz zugehört hatte, im letzten Kriege aber zu Händen von Zürich und Bern acguiricrt wor-

hat «och ,,icht gehuldigt. ) Dasselbe enthielt 7 Haushaltungen und 34 Seelen.) Zürich schlägt vor, dasselbe

°k'Vogte zu Wädcnschwyl in beider Stände Namen in Huldigung nehmen und die Justiz daselbst von

Demselben verwalten zu lassen. Bern pflichtet unter RatificationSvorbehalt bei. Absch. 48, 8 27. sDic Ra-

^-ttioi, erfolgte.) ^ 34. 1743 Den 23. August wird durch Statthalter Meyer von Zürich und Rathshcrrn

^ar,wr von Bern im Beisein des Vogtes von Wädcnschwyl die Huldigung eingenommen. Hürden zählte

6 Haushaltungen und 9 eidfähigc Individuen. Absch. 28. !l 35. 171». Die Gesandten Zürichs

^ Berns lassen die Unterthancn zu Hürden vor sich kommen (Hürden zählt jetzt 8 Haushaltungen) und

sic ^ aller Treue und zum Gehorsam an. Zum Zeichen der Jurisdiction, welche beide Stände daselbst

Wird beschlossen, einen Fahnenstock mit beider Stände Wappen daselbst zu errichten. Absch. 146, 8 5.
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